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Bauleitplanung der Hansestadt Wismar

Bebauungsplan Nr. 26/92 "Wohngebiet Zierower Weg", 2. Änderung

Abwägungs- und Satzungsbeschluss

Beratungsfolge:
Status Datum Gremium Zuständigkeit

Öffentlich Bürgerschaft der Hansestadt Wismar Entscheidung

Öffentlich 16.06.2014 Bauausschuss Vorberatung

Beschlussvorschlag:

1. Die Bürgerschaft der Hansestadt Wismar hat die vorgebrachten planungsrechtlich relevanten 
Anregungen und Hinweise der Behörden zum Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 26/92 „Wohngebiet 
Zierower Weg“, 2. Änderung mit dem Ergebnis geprüft, dass die planungsrechtlich relevanten 
Anregungen und Hinweise von
Landrat als untere Abfallbehörde
Kataster- und Vermessungsamt
Landrat als untere Naturschutzbehörde
berücksichtigt werden.
(Begründung zur Abwägung siehe Anlage 1)

Die Bürgerschaft der Hansestadt Wismar hat die vorgebrachten planungsrechtlich relevanten 
Anregungen und Hinweise der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange geprüft und 
beschließt die Abwägung (Entscheidung über Anregungen) entsprechend dem Vorschlag der Verwaltung.
Die Bürgerschaft der Hansestadt Wismar nimmt zu Kenntnis, dass während der öffentlichen Auslegung 
nach § 3 Abs. 2 BauGB seitens der Bürger keine Anregungen oder Hinweise zum Planentwurf gegeben 
wurden.

2. Die Bürgerschaft der Hansestadt Wismar beschließt den Bebauungsplan Nr. 26/92 „Wohngebiet 
Zierower Weg“, 2. Änderung bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und den Textlichen Festsetzungen 
(Teil B) in der vorliegenden Fassung gemäß § 10 BauGB in Verbindung mit § 86 der Landesbauordnung 
M-V und § 5 der Kommunalverfassung als Satzung. (vgl. Anlage 2)

3. Die Begründung zum Bebauungsplan Nr. 26/92 „Wohngebiet Zierower Weg“, 2. Änderung wird 
von der Bürgerschaft der Hansestadt Wismar gebilligt. (vgl. Anlage 3)

4. Die Verwaltung wird beauftragt, den Einwendern von Anregungen nach Satzungsbeschluss das 
Ergebnis der Prüfung der fristgerecht eingegangenen Schriftsätze gemäß § 3 Abs. 2 BauGB mitzuteilen.



5. Der Bebauungsplan Nr. 26/92 „Wohngebiet Zierower Weg“, 2. Änderung wurde aus dem 
wirksamen Flächennutzungsplan der Hansestadt Wismar entwickelt. Er ist nach Satzungsbeschluss 
gemäß § 10 Abs. 3 BauGB ortsüblich bekannt zu machen.

Begründung:

siehe Anlagen

Finanzielle Auswirkungen (Alle Beträge in Euro):

Durch die Umsetzung des vorgeschlagenen Beschlusses entstehen voraussichtlich folgende 
finanzielle Auswirkungen auf den Haushalt:

x Keine finanziellen Auswirkungen
Finanzielle Auswirkungen gem. Ziffern 1 - 3

1. Finanzielle Auswirkungen für das laufende Haushaltsjahr
Ergebnishaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Finanzhaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Einzahlung in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Auszahlung in Höhe von

Deckung

Deckungsmittel stehen nicht zur Verfügung
Die Deckung ist/wird wie folgt gesichert

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Erläuterungen zu den finanziellen Auswirkungen für das laufende Haushaltsjahr (bei Bedarf):

2. Finanzielle Auswirkungen für das Folgejahr / für Folgejahre

Ergebnishaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Finanzhaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Einzahlung in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Auszahlung in Höhe von

Deckung

Deckungsmittel stehen nicht zur Verfügung



Die Deckung ist/wird wie folgt gesichert
Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Erläuterungen zu den finanziellen Auswirkungen für das laufende Haushaltsjahr (bei Bedarf):

3. Investitionsprogramm
Die Maßnahme ist keine Investition
Die Maßnahme ist im Investitionsprogramm enthalten
Die Maßnahme ist eine neue Investition

4. Die Maßnahme ist:
x neu
x freiwillig

eine Erweiterung
Vorgeschrieben durch:

Anlage/n:

Anlage 1 – Abwägung
Anlage 2 (2a-2b) – Bebauungsplan
Anlage 3 (3a-3d) – Begründung zum Bebauungsplan

Der Bürgermeister

(Diese Vorlage wurde maschinell erstellt und ist ohne Unterschrift gültig.)
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Anlage 1 

 
 
 
 
 

Abwägung zur Prüfung und Entscheidung über Anregungen zur 2. Änderung 
des Bebauungsplanes Nr. 26/92 

„Wohngebiet Zierower Weg“ gemäß § 1 Abs. 7 BauGB 
 

 
 
1.  Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 (2) BauGB sowie Abstimmung mit den Nachbargemeinden 

gemäß § 2 (2) BauGB 
  
 

Die von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sowie die Nachbargemeinden sind mit Schreiben vom 
28.11.2013 über die Ziele und Zwecke der Planung unterrichtet und zur Stellungnahme aufgefordert worden. 

 
Von 24 beteiligten Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange sowie Nachbargemeinden haben 15 eine Stellungnahme abgegeben 
(Schreiben siehe Anhang 1 zur Anlage 1).  
Sieben Behörden / sonstige Träger öffentlicher Belange sowie sechs Nachbargemeinden haben keine Stellungnahme abgegeben. Es ist davon 
auszugehen, dass von diesen Trägern wahrzunehmende Belange durch die Planung nicht berührt werden. 



Nr. Verfasser 
 
Sachpunkt, Antrag, Antragsbegründung, 
Forderungen, Vorschläge 

Stellungnahme der Verwaltung 
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1. Landrat als untere Abfallbehörde 
Landkreis NWM 
Fachdienst Umwelt 
SG Abfallwirtschaft, Altlasten 
und Immissionsschutz 

Aus bodenschutzrechtlicher Sicht besteht grundsätz-
lich Einverständnis mit der Entwurfsfassung vom 
21.11.2013.  
Konkrete Anhaltspunkte für schädliche Bodenverän-
derungen im Sinne des § 2 Abs. 3 Bundes-Boden-
schutzgesetzes liegen nicht vor. Eine Gewähr für die 
Altlastenfreiheit wird allerdings nicht übernommen.  
Zu Altlasten und Abfall werden folgende allgemeine 
Formulierungen vorgeschlagen:  
 
1. Abfallentsorgung:  
1.1 Entsorgung von Abfällen der Baustelle  
Alle Maßnahmen sind so vorzubereiten und durchzu-
führen, dass eine gemeinwohlverträgliche und geord-
nete Abfallentsorgung sichergestellt ist.  
Bauabfälle (Bauschutt, Baustellenabfälle, auch aus 
Abbruch) sind zur Verwertung einer zugelassenen 
Aufbereitungsanlage zuzuführen. Die Verwertung soll 
bereits auf der Baustelle durch Getrennthaltung von 
mineralischen, metallischen, hölzernen und sonstigen 
Bauabfällen nach Maßgabe des Entsorgers vorbereitet 
werden. Nicht verwertbare bzw. schadstoffverunrei-
nigte Materialien sind zu separieren und durch hierfür 
gesondert zugelassene Unternehmen entsorgen zu 
lassen. Die Abfallentsorgung der Baustelle soll inner-
halb von vier Wochen nach Beendigung der Bauarbei-
ten abgeschlossen sein.  
 
 
 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und die 
vorgeschlagene Formulierung zur Abfallentsorgung und 
zum Bodenschutz modifiziert in die Begründung einge-
fügt. 
Die Entsorgung erfolgt durch den Entsorgungs- und 
Verkehrsbetrieb (EVB) der Hansestadt Wismar 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Nr. Verfasser 
 
Sachpunkt, Antrag, Antragsbegründung, 
Forderungen, Vorschläge 

Stellungnahme der Verwaltung 
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1.2 Entsorgung von Abfällen aus privaten Haushal-
tungen  
Mit Nutzungsbeginn erfolgt die Abfallentsorgung 
durch den Abfallwirtschaftsbetrieb des Landkreises 
Nordwestmecklenburg.  
Verantwortlich für die Anmeldung ist der Grund-
stückseigentümer.  
 
2. Bodenschutz:  
2.1 Bodenschutz 
Bei allen Maßnahmen ist Vorsorge zu treffen, dass 
schädliche Bodeneinwirkungen, welche eine Ver-
schmutzung, unnötige Vermischung oder Verände-
rungen des Bodens, Verlust von Oberboden, Verdich-
tung oder Erosion hervorrufen können, vermieden 
werden.  
2.2 Mitteilungspflichten nach dem Landes-
Bodenschutzgesetz:  
Der Grundstückseigentümer und der Inhaber der tat-
sächlichen Gewalt über ein Grundstück sowie die 
weiteren in § 4 Absatz 3 und 6 des Bundes-
Bodenschutzgesetzes genannten Personen sind ver-
pflichtet, konkrete Anhaltspunkte dafür, dass eine 
schädliche Bodenveränderung oder Altlast vorliegt, 
unverzüglich der Landrätin des Landkreises Nord-
westmecklenburg als zuständiger Bodenschutzbehör-
de mitzuteilen. Diese Pflicht gilt bei Baumaßnahmen, 
Baugrunduntersuchungen oder ähnlichen Einwirkun-
gen auf den Boden und den Untergrund zusätzlich        
auch für die Bauherren und die von ihnen mit der 
Durchführung dieser Tätigkeiten Beauftragten, Scha-

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Nr. Verfasser 
 
Sachpunkt, Antrag, Antragsbegründung, 
Forderungen, Vorschläge 

Stellungnahme der Verwaltung 
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Durchführung dieser Tätigkeiten Beauftragten, Scha-
densgutachter, Sachverständige und Untersuchungs-
stellen. 

 
 
 
 

 
2. 

 
Bürgermeister als untere Immis-
sionsschutzbehörde 
Bauamt, Abt. Planung 
 

 
Keine Stellungnahme abgegeben 

 
-------------------- 

 
3. 

 
Staatliches Amt für Landwirt-
schaft und Umwelt (StALU), Abt. 
5 (Immissionsschutz und Klima-
schutz, Abfall und Kreislaufwirt-
schaft)  
 

 
Keine Stellungnahme abgegeben 

 
-------------------- 
 

 
4. 

 
Landesamt für Umwelt, Natur-
schutz und Geologie M-V 
 

 
Keine Stellungnahme abgegeben 

       
--------------------- 

 
5. 

 
Staatliches Amt für Landwirt-
schaft und Umwelt (StALU), Abt. 
4 (Naturschutz, Wasser und Bo 
den) 
 

 
Keine Stellungnahme abgegeben 

 
--------------------- 

 
 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
 



Nr. Verfasser 
 
Sachpunkt, Antrag, Antragsbegründung, 
Forderungen, Vorschläge 

Stellungnahme der Verwaltung 

    

 

Seite 5 

 
6. 

 
Bürgermeister als untere Behör-
de für Brandschutz 
Ordnungsamt, Abt. Brandschutz 
 

 
Keine weiteren Anregungen oder Ergänzungen 

 
Kenntnisnahme 

 
7. 

 
Landesamt für zentrale Aufga-
ben und Technik der Polizei, 
Brand- und Katastrophenschutz 

 
Aus der Sicht der landesrelevanten Gefahrenabwehr 
bestehen beim Brand- und Katastrophenschutz keine 
Bedenken. Um gleichnamige kommunale Belange im 
Verfahren berücksichtigen zu können, sollten Sie je-
doch die sachlich und örtlich zuständige Kommunal-
behörde beteiligt haben.  
Es wird außerhalb öffentlicher Belange darauf hinge-
wiesen, dass in Mecklenburg-Vorpommern 
Munitionsfunde nicht auszuschließen sind.  
Gemäß § 52 LBauO ist der Bauherr für die Einhaltung 
der öffentlich-rechtlichen Vorschriften verantwort-
lich. Insbesondere wird auf die allgemeinen Pflichten 
als Bauherr hingewiesen, Gefährdungen für auf der 
Baustelle arbeitende Personen so weit wie möglich 
auszuschließen. Dazu kann auch die Pflicht gehören, 
vor Baubeginn Erkundungen über eine mögliche 
Kampfmittelbelastung des Baufeldes einzuholen.  
Konkrete und aktuelle Angaben über die Kampfmit-
telbelastung (Kampfmittelbelastungsauskunft) der in 
Rede stehenden Fläche erhalten Sie gebührenpflichtig 
beim Munitionsbergungsdienst des LPBK M-V. Ein 
entsprechendes Auskunftsersuchen empfehle ich 
rechtzeitig vor Bauausführung.  
 

 
Die Hinweise werden beachtet. 
Als zuständige Kommunalbehörde wurde das Ordnungs-
amt, Abteilung Brandschutz beteiligt. 
Der Hinweis zum Verhalten bei Verdacht auf Kampfmit-
telbelastung ist auf dem Plan der Ursprungssatzung 
vermerkt. 



Nr. Verfasser 
 
Sachpunkt, Antrag, Antragsbegründung, 
Forderungen, Vorschläge 

Stellungnahme der Verwaltung 

    

 

Seite 6 

 
8.  

 
Bürgermeister als untere Denk-
malschutzbehörde sowie untere 
Behörde für Bodendenkmal-
schutz 
Bauamt, Abt. Sanierung und 
Denkmalschutz 

 
Keine Bedenken, Hinweise: 
Bodendenkmalpflege  
Die Belange der Bodendenkmalpflege sind als textli-
che Hinweise im B-Plan bereits enthalten und haben 
weiterhin Bestand. Wir möchten jedoch darauf hin-
weisen, dass sich inzwischen die Bezeichnung des 
Landesamtes für Bodendenkmalpflege M-V in: „Lan-
desamt für Kultur und Denkmalpflege M-V" geändert 
hat.  
Baudenkmalpflege  
Baudenkmalpflegerische Belange werden nicht be-
rührt.  

 
 
 
Kenntnisnahme 
Eine redaktionelle Aktualisierung der Ursprungsplanung 
hinsichtlich der Namensänderung ist nicht vorgesehen 
und erforderlich. 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 

 
9. 

 
Stadtwerke Wismar GmbH 
 

 
Keine Bedenken, Hinweise: 
Aus Sicht der Stadtwerke Wismar GmbH gibt es zur 
der o. g. Änderung keine Einwände. Aus den beige-
fügten Bestandsplänen der Stadtwerke Wismar sind 
die Lage und die Trassenführung der 
Versorgungsleitungen und Kabel zu entnehmen.  
 

 
Kenntnisnahme 

 
10.  

 
Landrat als Behörde für Gesund-
heits- und Sozialwesen 
Gesundheitsamt 
 

 
Keine Stellungnahme abgegeben 

 
------------------- 

 
 
 

 
 
 

 
 
 

 
 
 



Nr. Verfasser 
 
Sachpunkt, Antrag, Antragsbegründung, 
Forderungen, Vorschläge 

Stellungnahme der Verwaltung 
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11.  

 
Kataster- und Vermessungsamt 
 

 
Der katastermäßige Bestand der 2. Änderung des Be-
bauungsplanes Nr. 26/92 wurde geprüft, es wurde 
festgestellt, dass durch Vermessungen im Bereich des 
alten Flurstückes 3323/71 etliche neue Flurstücke 
entstanden sind. Die Flurstücksbezeichnung 3323/69 
(im Teilbereich 1) fehlt ganz und die Flurstücksnum-
mern 3323/83 und 3322/6 sind bitte nachzutragen, 
da diese in den neuen Geltungsbereich ragen. Nach 
der Überarbeitung den Plan bitte erneut zur katas-
termäßigen Bestätigung einreichen.  
 

 
Die Hinweise werden beachtet.  
Die neuen Flurstücke und Flurstücksbezeichnungen 
werden in die Planzeichnung übernommen und somit 
auf den aktuellsten Stand gebracht. 
Nach Überarbeitung wird der Plan zur katastermäßigen 
Bestätigung beim Katasteramt erneut eingereicht.  

 
12. 

 
Landesamt für innere  
Verwaltung 
 

 
Keine Stellungnahme eingegangen 

 
     ------------------ 

 
13. 

 
Landrat als untere Naturschutz-
behörde 
Landkreis NWM 
Fachdienst Umwelt 
SG Naturschutz und Land-
schaftspflege 

 
Die Stellungnahme weist auf entgegenstehende Be-
lange hin, die im Rahmen der bauleitplanerischen 
Abwägung berücksichtigt werden müssen. 
Gehölzschnitte zur Baufeld-Freimachung sind zum 
Schutz von Brutvögeln außerhalb des Zeitraumes vom 
1. März bis 30. September vorzunehmen. Andernfalls 
ist im konkreten Einzelfall der gutachterliche Nach-
weis zu erbringen, dass geschützte Arten von der 
Maßnahme nicht betroffen werden. 
Begründung: 
Mit der Bauzeitregelung sollen artenschutzrechtliche 
Verstöße entgegen § 44 Abs. 1 Bundesnaturschutzge-
setz ausgeschlossen werden. 

 
Die Anregungen und Hinweise werden wie folgt beach-
tet: 
Zur Vermeidung artenschutzrechtlicher Verstöße wird 
die Bauzeitenregelung als Textlicher Hinweis auf den 
Plan und in die Begründung aufgenommen. 



Nr. Verfasser 
 
Sachpunkt, Antrag, Antragsbegründung, 
Forderungen, Vorschläge 

Stellungnahme der Verwaltung 
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Weitere naturschutzrechtliche Belange werden von 
der 2. Änderung des B-Planes 26/92 nicht berührt. 
 

 
14. 

 
Landrat als untere Wasserbehör-
de 
Landkreis NWM 
Fachdienst Umwelt 
SG Wasserwirtschaft 
 

 
Die 2. Änderung des B-Planes betrifft 2 Teilbereiche 
des rechtskräftigen B-Planes. Die jetzt beantragten 
Änderungen in den 2 Teilbereichen berühren keine 
wasserrechtlichen Belange. Die Grundzüge der Pla-
nung werden durch die 2. Änderung nicht berührt.  

 
Kenntnisnahme 
Wasserrechtliche Belange werden nicht berührt. 

 
15. 

 
Amt für Raumordnung und Lan-
desplanung Westmecklenburg 

 
Raumordnerische Bewertung: 
Die Hansestadt Wismar ist gemäß Landesraument-
wicklungsprogramm M-V (LEP M-V) als Mittelzent-
rum im Stadt-Umland-Raum Wismar eingestuft. Die 
Kernstadt Wismar verfügt über 42.433 Einwohner 
(Stand 31.12.2012). Mit der Planänderung können 
bisher nicht umgesetzte Wohnbauflächenreserven 
aktiviert und so ein Beitrag zur Stabilisierung der 
Einwohnerzahlen der Hansestadt Wismar geleistet 
und Fortzüge in andere Gemeinden minimiert werden. 
Der vorgelegte B-Planentwurf berücksichtigt die Ziele 
der Raumordnung und Landesplanung (vgl. insbeson-
dere 4. Siedlungsentwicklung RREP WM).  
 
 
 
 
 

 
 
Kenntnisnahme; 
die Änderung des B-Planes ist mit den Zielen der Raum-
ordnung und Landesplanung vereinbar, raumordnerische 
Belange stehen dem Vorhaben nicht entgegen. 



Nr. Verfasser 
 
Sachpunkt, Antrag, Antragsbegründung, 
Forderungen, Vorschläge 

Stellungnahme der Verwaltung 
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Abschließender Hinweis  
Die landesplanerische Stellungnahme bezieht sich auf 
die Grundsätze und Ziele der Raumordnung und Lan-
desplanung und greift der erforderlichen Prüfung  
 
durch die zuständige Genehmigungsbehörde nicht 
vor. Sie gilt nur solange, wie sich die Beurteilungs-
grundlagen für das Vorhaben nicht wesentlich än-
dern.  
 

 
16. 

 
Bürgermeister als Straßenbau-
lastträger 
Bauamt 
 

 
Keine Stellungnahme eingegangen 

 
---------------------- 

 
17.  

 
Deutsche Telekom AG 

 
Keine Stellungnahme eingegangen 
 

 
---------------------- 

 
18. 

 
Entsorgungs- und Verkehrsbe-
trieb 
Bereich Entwässerung/ 
Straßenunterhaltung   

 
Keine Bedenken 
Im Rahmen der Beteiligung und sonstigen Träger öf-
fentlicher Belange wird mitgeteilt, dass zum o.g. Be-
bauungsplan von Seiten des Entsorgungs- und Ver-
kehrsbetriebes der Hansestadt Wismar, Bereich Ent-
wässerung und Straßenunterhaltung keine Einwände 
bestehen. 
 
 

 
Kenntnisnahme 



Nr. Verfasser 
 
Sachpunkt, Antrag, Antragsbegründung, 
Forderungen, Vorschläge 

Stellungnahme der Verwaltung 
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19. 

 
Wasser- und Bodenverband 
Wallensteingraben/Küste 

 
Keine Bedenken 
Der o.g. Änderung wird seitens des Wasser- und Bo-
denverbandes zugestimmt. Anlagen des Verbandes 
sind im Gebiet der Änderung nicht vorhanden.  

 
Kenntnisnahme 

 
 
20. 

 
Amt Klützer Winkel  
für die Gemeinde Zierow 
 

 
Keine Stellungnahme eingegangen 

 
---------------------- 

 
21. 

 
Amt Grevesmühlen-Land  
für die Gemeinde Gägelow 
 

 
Keine Bedenken und Anregungen 

 
Kenntnisnahme 

 
22. 

 
Amt Dorf Mecklenburg - Bad 
Kleinen  
für die Gemeinde Barnekow 
 

 
Keine Stellungnahme eingegangen 

 
---------------------- 

 
23. 

 
Amt Dorf Mecklenburg - Bad 
Kleinen  
für die Gemeinde Metelstorf 
 

 
Keine Stellungnahme eingegangen 

 
---------------------- 

 
24. 

 
Amt Dorf Mecklenburg - Bad 
Kleinen  
für die Gemeinde Dorf Mecklen-
burg 
 

 
Keine Stellungnahme eingegangen 

 
---------------------- 



Nr. Verfasser 
 
Sachpunkt, Antrag, Antragsbegründung, 
Forderungen, Vorschläge 

Stellungnahme der Verwaltung 
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25. 

 
Amt Dorf Mecklenburg - Bad 
Kleinen  
für die Gemeinde Lübow 
 

 
Keine Stellungnahme eingegangen 

 
---------------------- 

 
26. 

 
Amt Neuburg  
für die Gemeinde Hornstorf 
 

 
Keine Stellungnahme eingegangen 

 
---------------------- 

 
27. 

 
Amt Neuburg  
für die Gemeinde Krusenhagen 
 

 
Keine Anregungen und Bedenken 

 
Kenntnisnahme 

 
28. 

 
Amtsfreie Gemeinde Ostseebad 
Poel 
 

 
Keine Änderungen bzw. Ergänzungen 

 
Kenntnisnahme 

 
 
 
2.  Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 (2) BauGB 
  
 

Der Entwurf der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 26/92 „Wohngebiet Zierower Weg“ sowie die Begründung haben in der Zeit vom 
31.03.2014 bis einschließlich 06.05.2014 öffentlich ausgelegen. 
 
Während der öffentlichen Auslegung wurden von Bürgern keine Anregungen und Hinweise vorgebracht. 
Zum zusätzlich angebotenen Erörterungstermin am 06.05.2014 erschienen zwei Bürger, die sich zur Durchführung ihres beabsichtigten 
Bauvorhabens im Plangebiet informierten. 

 





















































  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

      ANLAGE  2   
   
 

 
BEBAUUNGSPLAN  
NR. 26/92 
„WOHNGEBIET  
ZIEROWER WEG“ 
2. ÄNDERUNG 
    

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 





  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

      ANLAGE  3   
   
 

 
BEGRÜNDUNG ZUM 
BEBAUUNGSPLAN  
NR. 26/92 
„WOHNGEBIET  
ZIEROWER WEG“ 
2. ÄNDERUNG 
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Anlage 1 Textliche Festsetzungen (Teil B-Text) sowie Textliche Hinweise aus 

dem rechtskräftigen Bebauungsplan einschließlich 1. Änderung  

vom 25.05.2008 



  

 

2

1. Grundlagen der Planung 
 
 
Folgende Gesetze bilden die Grundlage für die Aufstellung der Satzung über die  
2. Änderung der Satzung der Hansestadt Wismar über den B- Plan Nr. 26/92 „Wohngebiet  
Zierower Weg“: 
 
- das Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom  
  23. September 2004, BGBl. I S. 2414 einschließlich aller rechtskräftigen Änderungen    
   
- die Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung     
  vom 23. Jan. 1990 (BGBl. I S. 132) einschließlich aller rechtskräftigen Änderungen 
 
- die Planzeichenverordnung 90 (PlanzV 90) vom 18. Dez. 1990 (BGBl. 1991 I S.58)  
  einschließlich aller rechtskräftigen Änderungen 
 
 
2.  Geltungsbereich 
 
Plangebiet:  
Das Plangebiet der 2. Änderung umfasst zwei Teilbereiche des B-Planes Nr. 26/92 
„Wohngebiet Zierower Weg“.  

 
Plangeltungsbereich:  
Der räumliche Geltungsbereich der 2. Änderung ist in der Planzeichnung, Teil A, festgesetzt 
und wird wie folgt begrenzt: 

Teilbereich 1 
-im Nordwesten:  von der Straße Zum Walfisch 
-im Süden:   von den nördlichen Grundstücksgrenzen der Grundstücke am  
    Krabbenweg 
-im Westen:  von der öffentlichen Ausgleichsfläche zum Grundstück 

Marktkauf 
Teilbereich 2 
-im Norden:  durch die Straße Rochenweg und die öffentliche Parkanlage 

um den Teich Zierower Weg/ An der Niederung 
-im Osten:  durch den Garagenkomplex Zierower Weg/Erwin-Fischer Str. 
-im Süden:   durch die Straße Tümmlerweg 
-im Westen:   durch die Straße Zum Walfisch 

 
 
 
3.  Zielstellung und Grundsätze der Planung 
 
 
Der Bebauungsplan Nr. 26/92 „Wohngebiet Zierower Weg“ ist seit dem 16.03.2002 
rechtskräftig.  
Mit dem 25.05.2008 ist die 1.Änderung des Bebauungsplanes in Kraft getreten. 
Am 29.08.2013 hat die Bürgerschaft der Hansestadt Wismar beschlossen, den 
Bebauungsplan Nr. 26/92 „Wohngebiet Zierower Weg“ erneut zu ändern (2.Änderung). 
Da der Geltungsbereich der 2. Änderung den Geltungsbereich der 1. Änderung des 
Bebauungsplanes vollständig überdeckt, ersetzt der Bebauungsplan mit der 2. Änderung 
den B-Plan einschließlich der 1. Änderung. Der Bebauungsplan wird in der Fassung der  
2. Änderung bekannt gemacht. 
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Begründung: 
Das Wohngebiet ist bereits größtenteils entsprechend der Festsetzungen des 
Bebauungsplanes realisiert worden. Kleinere Teilbereiche sind noch unbebaut. 
Zur Erhöhung der Vermarktungschancen beantragte die Eigentümerin der Grundstücke 
3322/13, 3323/69, 3323/113 und 3323/115 für diesen Bereich eine erneute Änderung 
einzelner Festsetzungen des Bebauungsplanes. 
 
Die 2. Änderung betrifft im Einzelnen: 
 
- in den Teilbereichen 1 und 2 wird die festgesetzte Firstrichtung gestrichen 
- für den Teilbereich 1 wird eine Bebauung mit Doppel- oder Einzelhaus zugelassen   
- Erweiterung des Baufensters im Bereich der östlich an die Wendeanlage des    
  Tümmlerweges angrenzenden Grundstücke und Schließung des Baufensters nördlich des    
  Tümmlerweges (Teilbereich 2) 
- Anpassung der geplanten Heckenpflanzung entlang der östlichen Grenze des  
  Teilbereiches 2 der 2. Änderung 
- Zulässigkeit von Garagen, Carports sowie Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO auch  
  außerhalb der Baugrenzen im Teilbereich 1 der 2. Änderung  
- Zulässigkeit einer variableren Farbgestaltung bei der Dacheindeckung 
 
Abweichend von der ursprünglich ausgewiesenen Bebaubarkeit mit Doppelhäusern oder 
Hausgruppen soll im Teilbereich 1 mit der 2.Änderung die Bebauung mit einem Einzel- oder 
Doppelhaus ermöglicht werden.  
Da das „Wohngebiet Zierower Weg“ überwiegend durch eine Reihenhausbebauung geprägt 
wird, ist eine Auflockerung der Bebauung im Kernbereich des B-Planes durch die Errichtung 
von Einzel- und Doppelhäusern positiv zu werten.   
Geplante Einfamilienhäuser in den Teilbereichen 1 und 2 sollen auch parallel zur Straße 
erbaut werden können, deshalb wird die ursprünglich vorgeschriebene Firstrichtung aus der 
Planung genommen. Da sich die ursprünglich vorgesehene Firstrichtung auf die Errichtung 
von Hausgruppen bezog, ist diese Festlegung mit der Änderung der zulässigen Bebauung 
hinfällig geworden.  
Innerhalb des Teilbereiches 2 sind Garagen und Carports nur innerhalb der überbaubaren 
Fläche zulässig. Die lagemäßige Einordnung der Haupt- und Nebengebäude wird durch die 
Flächenausweisung der überbaubaren Grundstücksfläche in diesem Bereich erschwert. 
Dieses Problem wird gelöst, in dem das Baufenster im Bereich der östlich an die 
Wendeanlage des Tümmlerweges angrenzenden Grundstücke geringfügig erweitert und das 
Baufenster nördlich des Tümmlerweges geschlossen wird. Die Bepflanzungsvorschrift an 
den östlichen Grundstücksgrenzen der neuen Plangebietsgrenze wird in diesem Bereich 
entsprechend angepasst.  
Die Nutzung des Grundstückes im Teilbereich 1 ist durch die Festsetzung, dass Carports 
nur im gekennzeichneten Bereich zwischen straßenseitiger Baugrenze und der öffentlichen 
Verkehrsfläche zulässig sind und auch Nebenanlagen nur innerhalb der Baugrenzen errich-
tet werden dürfen, stark eingeschränkt. Da für diese Beschränkung keine Notwendigkeit 
besteht, wird sie mit der 2. Änderung aufgehoben. 
   
Im Ursprungsplan sind ausnahmslos dunkelrote ziegelgedeckte Dächer als Walm- und 
Krüppelwalmdächer zulässig. Mit der 2. Änderung soll eine variablere Farbgestaltung der 
Dächer ermöglicht werden. Es wird festgesetzt, dass als mögliche Dachform zusätzlich das 
Satteldach und Dacheindeckungen in den Farben rot, rotbraun, braun oder anthrazit 
zugelassen werden. Bereits jetzt schon sind Wohnhäuser mit Satteldächern und von der 
Ursprungssatzung abweichende Dachfarben im Wohngebiet anzutreffen, die aufgrund von 
Befreiungsanträgen gestattet wurden. Mit den neuen Gestaltungsmöglichkeiten, die mit der 
2. Änderung zugelassen werden, fügen sich die zukünftig geplanten Gebäude in die 
vorhandene Dachlandschaft ein.  
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Die Grundzüge der Planung werden durch diese 2. Änderung nicht berührt, daher wird die 
Änderung der Satzung im vereinfachten Verfahren nach § 13 BauGB durchgeführt. 

Von einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB und vom Umweltbericht nach § 2a BauGB 
wird daher abgesehen. 

Die zulässige Grundfläche wird gegenüber der rechtskräftigen Satzung nicht verändert. 
Damit wird sichergestellt, dass durch die Änderung des Bebauungsplanes kein zusätzlicher 
Eingriff erfolgt.  
Eine Eingriffs- Ausgleichsbilanzierung für den Bereich der Änderung ist somit nicht 
erforderlich. 
 
Nachrichtliche Übernahmen 
 
1.1 Entsorgung von Abfällen der Baustelle  
Alle Maßnahmen sind so vorzubereiten und durchzuführen, dass eine 
gemeinwohlverträgliche und geordnete Abfallentsorgung sichergestellt ist.  
Bauabfälle (Bauschutt, Baustellenabfälle, auch aus Abbruch) sind zur Verwertung einer 
zugelassenen Aufbereitungsanlage zuzuführen. Die Verwertung soll bereits auf der 
Baustelle durch Getrennthaltung von mineralischen, metallischen, hölzernen und sonstigen 
Bauabfällen nach Maßgabe des Entsorgers vorbereitet werden. Nicht verwertbare bzw. 
schadstoffverunreinigte Materialien sind zu separieren und durch hierfür gesondert 
zugelassene Unternehmen entsorgen zu lassen. Die Abfallentsorgung der Baustelle soll 
innerhalb von vier Wochen nach Beendigung der Bauarbeiten abgeschlossen sein.  
1.2 Entsorgung von Abfällen aus privaten Haushaltungen  
Mit Nutzungsbeginn erfolgt die Abfallentsorgung durch den Abfallwirtschaftsbetrieb des 
Landkreises Nordwestmecklenburg.  
Verantwortlich für die Anmeldung ist der Grundstückseigentümer.  
 
2.1 Bodenschutz 
Bei allen Maßnahmen ist Vorsorge zu treffen, dass schädliche Bodeneinwirkungen, welche 
eine Verschmutzung, unnötige Vermischung oder Veränderungen des Bodens, Verlust von 
Oberboden, Verdichtung oder Erosion hervorrufen können, vermieden werden.  
2.2 Mitteilungspflichten nach dem Landes-Bodenschutzgesetz:  
Der Grundstückseigentümer und der Inhaber der tatsächlichen Gewalt über ein Grundstück 
sowie die weiteren in § 4 Absatz 3 und 6 des Bundes-Bodenschutzgesetzes genannten 
Personen sind verpflichtet, konkrete Anhaltspunkte dafür, dass eine schädliche 
Bodenveränderung oder Altlast vorliegt, unverzüglich der Landrätin des Landkreises 
Nordwestmecklenburg als zuständiger Bodenschutzbehörde mitzuteilen. Diese Pflicht gilt bei 
Baumaßnahmen, Baugrunduntersuchungen oder ähnlichen Einwirkungen auf den Boden 
und den Untergrund zusätzlich auch für die Bauherren und die von ihnen mit der 
Durchführung dieser Tätigkeiten Beauftragten, Schadensgutachter, Sachverständige und 
Untersuchungsstellen. 
 
Naturschutzrechtliche Belange 
Gehölzschnitte zur Baufeld-freimachung sind zum Schutz von Brutvögeln außerhalb des 
Zeitraums vom 1.März bis zum 30. September vorzunehmen. Andernfalls ist im konkreten 
Einzelfall der gutachterliche Nachweis zu erbringen, dass geschützte Arten von der 
Maßnahme nicht betroffen werden. 
 
 
 
 
 
gebilligt durch Beschluss der Bürgerschaft am :  
ausgefertigt am :        Der Bürgermeister 
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